
Die Privatschulen werden
finanziell aufgepäppelt.
Die VerteidigerInnen der
staatlichen Regelschule

wittern unlautere
Konkurrenz undsehen

dasEnde der öffentlichen
Schule. Einezu einfache

Weltsicht?

(roga) − Kulturkampf zu Be-
ginn des neuen Jahrhunderts.
Wie bereits in der Regierungser-
klärung von 1999 angekündigt,
beglückt die konservative CSV−
DP−Regierung die vornehmlich
katholischen Privatschulen des
Großherzogtums mit einer er-
heblichen Finanzspritze. Kein
Wunder, dass vor allem die So-
zialistInnen aus der brisanten
Thematik elektorales Kapital
schlagen wollen. So geht denn
auch die von Marc Zanussi
(LSAP) und Ed Kirsch (OGB−L)
initiierte Petition recht klotzig
mit demGesetzesprojekt ins Ge-
richt. Nutzen wirddas wiederum
nichts, das Gesetz soll Mitte Mai
durchs Plenumdes Parlaments.

Zuckerbrotfür
Nonnenschulen
Die GegnerInnen der neuen

Konvention regen sich in erster
Linieüber die Tatsacheauf, dass
privat geführte Schulen, die i m
Großen und Ganzen das gleiche
Programmwie dieStaatsschulen
anbieten, ihre Autonomienutzen
können, umauf Kostenderstaat-
lichen Schulen Vorteile zu ge-
winnen.
In der Tatist in Luxemburgei-

gentlich die "öffentliche Wal-

dorfschule" die einzige Privat-
einrichtung, die eine pädagogi-
sche und zumTeil weltanschau-
liche Alternativezur Staatsschu-
le anbietet. Die traditionellen
Konfessionsschulen werden in
den seltensten Fällen von Eltern
ausgewählt, die meinen, ihr Kind
müsse einereligiösfundierte Er-
ziehung genießen können. Was
eine zunehmende Zahl von El-
tern in den Konfessionsschulen
suchen und zum Teil auch fin-
den, sind Angebote, die die öf-
fentliche Schule nicht oder nur
ungenügend anbietet: Ganztags-
betreuung, Internatsstrukturen,
Hausaufgabenhilfe, mehrfächer-
übergreifende Projekte, über-
schaubareStrukturenundTeam-
geist unter der Lehrerschaft.
Eher peinlich für die öffentli-

che Schule ist die Tatsache zu
werten, dassin einer Schule wie
dem"Fieldgen" das Personal be-
sonders motiviert ist, freiwillig
Teamwork auf verschiedenen
Ebenenzuleisten. Das magzum
Teil anihremStatut als Privatbe-
amte liegen, doch das allein er-
klärt nicht das durchweg erhöh-
te Engagement. So waren es vor
den Wahlen nicht die Direktio-
nen der Privatschulen, die die
Parteien abklapperten, sondern
Delegierte des Personals, diefür
die Erhöhung der staatlichen
Beihilfenlobbyierten.

Der alte Tanker
Staatsschule
Der Antagonismus zwischen

der ideologisch begründeten
undsicherlich weiterhin berech-
tigten Verteidigung der öffentli-
chen Schule als Regelschule für
die meisten SchülerInnen und
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Elternurlaub bleibt unangetastet
Der Aufschrei der Frauenorganisati onen war nicht um-
sonst: Nachdem es deutliche Anzeichen gegeben hatte,
dass die derzeiti ge Dauer des Erziehungsurlaubs für jun-
ge Eltern von Arbeitgeberseite i n Frage gestellt wurde,
konnten sich Regierung und Gewerkschaften nun doch i n
der Tri partite durchsetzen. Statt des Zurückschraubens
auf das von der EU vorgegebene Mini mumvon drei Mo-
naten blei bt es bei den i m PAN−Gesetz bis Juli 2003 vor-
gesehenen sechs Monaten. Elternurlaub und andere Maß-
nahmen sollen nunmehr ohne Frist i ns Gesetz ei nge-
schrieben werden − ei ne entsprechende Gesetzesreform
müsste also schnellstens auf den I nstanzenweg.
Ei n weiteres Resultat der Tri partite−Runde vom Dienstag:
Die Fördermaßnahme für Betriebe, die Personen des i n
i hrer Branche unterrepräsentierten Geschlechts ei nstellen
oder ausbil den, soll endlich i n Kraft treten. Obwohl be-
reits i m 1999er PAN−Gesetz vorgesehen, hatte die Regie-
rung nie ei n entsprechendes Ausführungsreglement vor-
gelegt − laut Arbeitsminister Biltgen aufgrund von Defi ni-
ti onsschwieri gkeiten bei m Begriff "Branche". Die Unei ni g-
keiten zwischen Regierung und Patronat schei nen nun
(nach vier Jahren!) bei gelegt. Ei ne regelrechte Reservie-
rung von Arbeits− oder Ausbil dungsplätzen aufgrund ei-
ner Unterrepräsentierung ist jedoch offenbar weiterhi n
kei n Thema.

700.000vomTisch?
Mit überrraschenden Angaben zur Bevölkerungsentwick-
l ung wartete amDienstagi n der parlamentarischen I mmi-
grati onskommission Jean Langers, Vertreter der STATEC,
auf. Laut neuesten Angaben ist die Netto−I mmigrati on seit
1999 konti nuierlich zurückgegangen und lag 2002 mit
2649 auf ei nem Tiefststand seit 1987. Zurückzuführen ist
diese Entwickl ung hauptsächlich auf ei nen Anstieg der
Personen, die das Land verlassen − vor allemin der Al-
terssparte der 25− bis 34jähri gen. Bei den RückkehrerI n-
nen liegen die PortugiesI nnen an der Spitze. Die Neuan-
kömmli nge dagegen können i mmer höhere Qualifizierun-
gen vorweisen: Von den 1990 I mmigrierten hatten 36,6
Prozent ei nen Pri märschul− und nur 17, 9 ei nen Univer-
sitätsabschl uss, 2000 war das Verhältnis 13,9zu 42,5.
Der Arbeitsmarkt schei nt sich gleichwohl i mmer weniger
an der I mmigrati on und i mmer stärker am Grenzgänger-
tum zu orientieren: Der jährliche Anstieg der Zahl der
"Frontaliers" blei bt weiterhi n hoch. I st damit das Thema
eines signifikanten Bevölkerungswachstums für die
nächsten Jahrzehnte erledi gt? Nicht unbedi ngt. Die Kom-
mission ist sich durchaus bewusst, dass konjunkturelle
Phänomene, wie die Zunahme der Arbeitsl osi gkeit,
hier ei ne Rolle spielen. Und die können sich wieder um-
kehren.

Weg mit der Nato
"Die Sti mmungist auch hier freundlich anti−amerikanisch.
Niemand hasst die Amis, aber kaum jemand vertei di gt
sie. Die US−I nterventi onstruppen sollen Europa verlassen;
nie wieder soll ei n amerikanischer Angriffskrieg von Eu-
ropa aus geführt werden − auch hier begi nnt die Debatte,
an deren Ende der amerikanische Abzug stehen wird." So
schrei bt der Sicherheitsexperte der österreichischen Grü-
nen, Peter Pilz, i n sei nemI nternet−Tagebuch über sei nen
Besuch i n Luxemburg amvergangenen Dienstag. Der Au-
tor von " Mit Gott gegen alle − Amerikas Kampf um die
Weltherrschaft" hatte während sei nes gut besuchten Vor-
trags den "Freundi nnen und Freunden" aus Deutschland
und sei nem "Parteikollegen" Joschka Fischer i ns Gewis-
sen geredet: Es gehe auf Dauer nicht, gegen den Irak−
Krieg zu sei n und gleichzeiti g zuzulassen, dass Deutsch-
land als Drehschei be für die amerikanischen I nterven-
ti onskriege i m Nahen Osten fungiere. Die 118.000 US−
Sol datI nnen, die i n Europa stati oniert si nd (davon allei n
i n der BRD 70.000), dienten nicht mehr der Vertei di gung
des alten Konti nents.
Längst sei der "Nachkriegszustand" ei ngetreten, der auch
das Ende der Nato bedeute. Und i n Luxemburg? Als die
Friedensbewegung i n den 80ern zaghaft anmahnte, die
Ei nrichtung amerikanischer Militärlager seien wenig zu-
kunftsträchti g − heute hei ßt das "nachhalti g" − wurde sie
von so mancher friedliebender, unabhängi ger Gewerk-
schaftsgröße als Arbeitsplatzzerstöreri n beschi mpft.

EU-MINIGIPFEL

Hard−Core−Europavor
Dieschärfsten

Irak−Kriegsgegner unter
den EU−Staatensind

zugleich diejenigen, die
Europa militärisch

voranbringen wollen.
Ein Widerspruchist das
nicht − und dochistihr

Minigipfel amkommenden
DienstagzumScheitern

verurteilt.

macht USAgemeint. Europa und
USAsind Konkurrenten auf der
internationalen Bühne − genau
das wollen die Initiatoren des
Minigipfels mehr als anderezum
Ausdruckbringen. "Mehr Verant-
wortung übernehmen", um-
schreibt der deutsche Außenmi-
nister Joschka Fischer das Vor-
haben. Dass manche EU−Mitglie-
der sounabhängiggar nicht sein
wollen, durchkreuzt diesenPlan.
Länder wie Großbritannien, Spa-
nien oder auch die Neulinge in
der EU aus dem Osten bauen
nach wie vor auf den Bündnis-
partnerjenseits des Atlantik.

Vier gegen 16
Dochnicht nur die EU−Staaten

sind sich uneins: Verteidigungs-
kommissar Michel Barnier plä-
diert, statt auf ein solidarisches
Europazubauen, für eine Avant−
Garde: In der Verfassung solle
zugleich festgehalten werden,
dass besonders ambitionierte
EU−Mitglieder sozusagen als
"harter Kern" die militärische
Zusammenarbeit voranbringen
dürfen. Man müsse sich ent-
scheiden, so Barnier, ob Europa
künftig Zuschauer oder Akteur
sein will.
Wiesogerade ein harter Kern

für mehr Einheit in der Union
sorgen soll, bleibt so manchem
Beobachter verborgen. Zumal je-
des militärische Projekt, das in-
nerhalb Europas ohne die
schlagkräftigste Macht Großbri-
tannien geplant wird, ohnehin

nicht ganz ernst genommen wer-
den kann. Tony Blair hatte sich
nach derIrak−Debatte eine"peri-
od of reflection" ausgebeten −
demMinigipfel will der britische
Premier nicht beiwohnen. "Ein
Europa der Verteidigung ist die
Angelegenheit der Staaten mit
militärischer Schlagkraft", warf
der britischeEuropaminister De-
nis MacShane höhnisch in die
Runde.
Inzwischen hat sich auch bei

anderenSkepsis übereinen mög-
lichen Erfolg des Minigipfels
breitgemacht. Nicht nur, dass
Belgien und Luxemburg aus ge-
gebenem Anlass militärisch
nicht besonders ernst genom-
men werden. Auch innenpoli-
tischkommt bei den Großen Un-
einigkeit auf. Der Minigipfel kön-
ne als Initiative gegen die Nato
verstanden werden, sagte etwa
der deutsche CSU−Vorsitzende
Edmund Stoiber, der von einer
"Zwei−Klassen−Mitgliedschaft" in-
nerhalb der EU sprach, bei der
Deutschland undFrankreichden
Ton angeben wollen. Nicht ohne
die eigenen Interessen aus den
Augen zu verlieren. Denn was
die "Friedensfürste" (der Spie-
gel) betrifft, kursierenlaut "Spie-
gel" böse Gerüchteauf denBrüs-
seler Fluren: Frankreich und Bel-
gien wollten die europäische Ar-
mee so schnell wie möglich für
"Befriedungseinsätze" in ihren
ehemaligen Kolonien wie Kongo
oder der Elfenbeinküste einset-
zen. Und "Interessenpolitik mit
militärischen Mitteln" betreiben,
weil dort Bürgerkriege die Ge-
schäfte der Firmen der ehemali-
gen Herrscher stören.

(dw)− WergegendenKriegist,
muss nicht auch für Abrüstung
sein. In der Europäischen Union
jedenfalls sind es vor allemjene
Staaten, diedenUS−Einmarschin
denIrak kritisiert haben, die mi-
litärisch voranpreschen wollen.
EU−militärisch, versteht sich. Am
25. März übernahm der belgi-
sche Ministerpräsident Guy Ver-
hofstedt die Initiative und
schlug ein Treffen für interes-
sierte Pionierstaaten vor, die als
Avant−GardeamAufbaueines ge-
meinsamen Verteidigungsappa-
rates, möglicherweise gar einer
europäischen Militäragentur
und −zentrale wirken wollen.
Frankreich, Deutschland und Lu-
xemburg nahmen die Einladung
nach Brüssel sofort an− und, ob-
wohl die Betonung, man wolle
niemanden ausschließen, stets
wiederholt wurde, die drei Staa-
ten blieben als einzige auf der
Gästeliste.
Dass damit der ganze Gipfel

einigermaßen zum Scheitern
verurteilt ist, wissen auch die
Initiatoren. Mehr Solidarität un-
tereinander, Priorität müsse Eu-
ropa haben, fordert jedoch der
Konvents−Vorsitzende Valérie
Giscard d'Estaing. Innerhalb
des Konvents werden derzeit
die zehn Artikel über die Euro-
päische Sicherheits− und
Verteidigungspolitik diskutiert.
Giscard will die europäische Un-
abhängigkeit in der Verfassung
verankern.
Damit ist vor allemdie Auto-

nomie in Bezug auf die Super-

aktuell2
der größerenpädagogischenAu-
tonomie privat geführter Gebäu-
de wirft eher ein schiefes Licht
auf die staatliche Schule, als
dass sie das Gespenst vonPriva-
tisierung undElitebildungglaub-
haft werdenlässt. So habensich
etliche Linksintellektuelle der
Petition von FGIL und LSAP
nicht angeschlossen. Die Grünen
zum Beispiel haben halbherzig
unterschrieben, möchtenjedoch
die Diskussion auf das Terrain
der Staatsschule zurückbeamen.
Ihrer Ansicht nach wurde eine
Chance verpasst, die pädago-
gisch und finanziell gegensätz-
lich bevorzugten Privat− und
Staatsschulen aneinander an-
zunähern. Durch mehr Autono-
mie und gezieltere Angebote in
den Staatsschulen würde den
Privatschulen mittelfristig das
Wasser abgegraben. Am Ende
dieses Annäherungsprozesses
würden dann die Privatschulen
übrigbleiben, dierealeAlternati-
ven zur Regelschule anbieten,
wie etwa die Waldorfschule, al-
ternative Schulprojekte oder
Montessori−Einrichtungen für
besti mmteSchülergruppen.
Allerdings zeigt der Wirbel um

geringfügige Privilegien − freie
Lehrerwahl und Laptops für das
"Lycée Aline Mayrisch" −, dass
Pilotprojekte innerhalb der öf-
fentlichen Schule ungleich
schwerer durchzusetzensindals
in privatrechtlichen Nischen.
Stärkere pädagogische Autono-
mie müsste dennauchgleichzei-
tig für alle Schulen beginnen.
Erst dann könnte sich wie in
Skandinavien die öffentliche
Schule als Hort pädagogischer
Biodiversität profilieren.


